
ten Landtagsabgeordneten ebenfalls
keine Kontrollmöglichkeiten, weil das
Landesverwaltungsamt eine so ge-
nannte nachgeordnete Behörde ist.
Das Kontrollrecht der Parlamentarier
beschränkt sich auf die Tätigkeit der
Regierung, die im Zweifelsfall keine
Auskünfte erteilen kann oder will.

Das Konzept der LINKEN sieht dem-
gegenüber die Abschaffung der mittle-
ren Ebene zwischen Landesministerien
und den Kommunen vor. Die Aufgaben
der vielfältigen Landesbehörden soll-
ten vorrangig auf die kommunale Ebe-
ne übergehen. Das wären echte Struk-
turreformen, von denen auch die Bür-
gerinnen und Bürger profitieren wür-
den. Je näher der Verwaltungsvollzug
bei den Menschen vor Ort angesiedelt
ist, umso größer ist die Praxistauglich-
keit der Entscheidungen. Mit einer wei-
teren Demokratisierung der Kommu-
nalpolitik würden die bisherigen Aufga-
ben der Landesbehörden auch der de-
mokratischen Kontrolle in den Gemein-
deräten und Kreistagen zugänglich ge-
macht. Zudem würde bei allen Verfah-
ren bereits frühzeitig darauf aufmerk-
sam gemacht, dass keine undurchsich-
tige Megabehörde irgendwo in Thürin-
gen eine Entscheidung trifft. Vielmehr
wäre von Anfang an deutlich, dass die
Menschen vor Ort einen konkreten An-

Anonyme Geburten und Baby-
klappen sind bislang geduldet, aber
im Grund gesetzwidrig. „Die Bun-
desregierung ist verpflichtet, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der an-
onyme Kindesabgaben und ihre Fi-
nanzierung eindeutig regelt,“ sagt
Karola Stange, Gleichstellungspoli-
tikerin der Fraktion DIE LINKE, an-
lässlich einer Anhörung zu diesem
Thema im Sozialausschuss. „Es ist
schlicht unverständlich, warum so
lange nichts geschehen ist, obwohl
es seit über einem Jahrzehnt Baby-
klappen in Deutschland gibt“, fügt
Matthias Bärwolff, kinderpoliti-
scher Sprecher der Fraktion, hinzu.

Genauso lange gibt es die Auseinan-
dersetzung zwischen Befürwortern
und Gegnern von Babyklappen und an-
onymen Geburten. „Der Streit, ob da-
mit Kinder tatsächlich gerettet werden,
ist nicht wirklich zu lösen“, stellt Bär-
wolff fest. „Deswegen können wir uns
auch nicht eindeutig gegen Babyklap-
pen aussprechen.“ Entscheidend sei
jedoch, dass kein künstlicher Bedarf
geschaffen und den Kindern damit
nicht unnötiges Leid zugefügt werde.
Nicht zu wissen, wo man herkomme
und warum man ein nicht gewolltes
Kind sei, belaste viele Menschen ihr
Leben lang.

„Ein Gesetzentwurf zur vertraulichen
Geburt wird dringend gebraucht“, for-
dert Karola Stange. Hierin sollte die

Möglichkeit enthalten sein, dass Frau-
en zwar gegenüber Institutionen und
ihren Verwandten anonym bleiben kön-
nen, aber die Möglichkeit haben, ihren
Kindern einen Brief mitzugeben, der ei-
ne spätere Kontaktaufnahme ermög-
licht. Nicht wenige Frauen würden es

Jahre später bereuen, dass sie keine
Möglichkeit mehr hätten, ihr Kind aus-
findig zu machen. „Und wir brauchen
einen breiten Ausbau niedrigschwelli-
ger Angebote für Frauen in Notlagen“,
stellt Karola Stange fest. Je mehr Frau-
en in der Schwangerschaft geholfen
werden könne, umso weniger Kinder
müssten anonym geboren oder abge-
geben werden.

Der Ausbau des Netzwerkes Frühe
Hilfen sei ebenso wichtig wie die Be-
treuung der Frauen durch die Schwan-
gerschaftsberatungsstellen, die ge-

sundheitliche Betreuung der Frauen
und die Qualifizierung des Beratungs-
personals. „Entscheidend ist aber auch
die Bekanntmachung der Angebote,
um für Schwangere in Not tatsächlich
präsent zu sein und ihre Kinder best-
möglich versorgt zu wissen“, stellt

Matthias Bärwolff fest. „In letzter Ent-
scheidung geht es immer um das kon-
krete einzelne Kind.“ Um dieses besser
zu schützen, sehe das Bundeskinder-
schutzgesetz Qualitätsstandards vor.
„Es muss aber auch klar sein, woher
die Kommunen das Geld dafür nehmen
sollen“, unterstreicht Bärwolff. Wer An-
forderungen z.B. an Kinderschutzdien-
ste und Jugendämter stelle, müsse
auch dafür sorgen, dass ausreichend
qualifiziertes Personal zur Verfügung
stünde, um diese Arbeit leisten zu kön-
nen.
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Anonyme Geburten:
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Scheinreform und Mega-Behörde verhindern
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Zukunft der Arbeit

Wenn es in Thüringen tatsächlich ei-
ne Verwaltungsreform geben soll,
muss darüber diskutiert werden, wie
die Aufgaben strukturell neu angesie-
delt werden sollen. Eine Scheinreform
mit neuen Türschildern und einem wei-
teren Aufblähen des Landesverwal-
tungsamtes gilt es zu verhindern.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende im
Landtag hat nun vorgeschlagen, dass
etwa 40 Landesbehörden geschlossen
und weitestgehend im Landesverwal-
tungsamt Weimar integriert werden
solle. Das ist äußerst bedenklich,
zeichnet sich diese Behörde seit jeher
dafür aus, besonders intransparent
und bürgerunfreundlich zu arbeiten.
Selbst die kommunalen Verwaltungen
schütteln meist über das „Landesver-
hinderungsamt“, wie es spöttisch ge-
nannt wird, meist den Kopf. Kommu-
nalpolitikerInnen wissen nur zu gut,
dass im Regelfall gute Initiativen am
Widerstand des Amtsschimmels in
Weimar scheitern. Gleichzeitig ist die
Behörde berüchtigt für seine Durchset-
zungsfähigkeit von falschen und frag-
würdigen Entscheidungen. Einer Kon-
trolle durch die kommunalen Akteure
ist das Landesverwaltungsamt entzo-
gen, weil es sich um eine übergeordne-
te Landeseinrichtung handelt. Gleich-
zeitig haben die demokratisch gewähl-

sprechpartner in der Gemeinde- oder
Kreisverwaltung hätten. Künftig könne
sich niemand mehr hinter der Anony-
mität der Verwaltung verstecken.

Eine solche Reform wäre tatsächlich
ein Projekt, über das es sich lohnen
würde, zu debattieren. Bisher hat nur
DIE LINKE im Landtag ein Konzept vor-
gelegt. Die CDU und SPD, die einen na-
hezu uneingeschränkten Zugriff auf die
Daten des Landes haben, konnten nur
Stückwerk liefern und das Reformvor-
haben der LINKEN madig machen.

Sascha Bilay


